
Suchergebnisse: Oberlandesgericht

September 1893 – Berufungsprozess enthüllt Machtmissbrauch

München * Im Berufungsprozess zwischen Hofrat Ludwig Peter Ritter von Klug und dem

Journalisten Wilhelm Bogler stellt das Gericht fest, dass der Kauf, obwohl er durch die

„Ausbeutung der Notlage der Verkäufer“ und durch „Vorspiegelung falscher Tatsachen“ zustande

kam, rechtlich nicht zu beanstanden sei.   Dennoch erhärtet sich der Vorwurf gegenüber Ritter

von Klug, dass er bei Ankauf des Grundstücks - durch Missbrauch seiner amtlichen Stellung -

privaten Nutzen gezogen hat. Deshalb wird die Strafe für Wilhelm Bogler wegen Beleidigung auf

300 Mark verringert, vom Vorwurf der verleumderischen Beleidigung wird er freigesprochen.  

Weitere Details, die den Tatbestand der Vorteilsnahme im Amt erfüllen, kommen im Verlauf der

Gerichtsverhandlung ebenso zur Sprache wie das Hinwegsetzen des Klägers über vorhandene

Bauvorschriften.   Ritter von Klug will vor dem Oberlandesgericht seine Niederlage revidieren -

doch dort wird der Fall nicht angenommen. So erlangt das Urteil des Landgerichts München I

Rechtskraft.   Aufgrund der zeitlichen Abläufe und personellen Verflechtungen muss hier von

einer frühen Amigo-Affäre gesprochen werden.

14. November 1901 – Der Prozess gegen den Räuber Mathias Kneißl beginnt

Augsburg * Der Prozess gegen den Räuber Mathias Kneißl beginnt vor dem Oberlandesgericht

Augsburg. Nach vier Verhandlungstagen fällen die zwölf Geschworenen das Urteil: Mathias

Kneißl wird zum Tode verurteilt. Ein eingereichtes Gnadengesuch lehnt Prinzregent Luitpold ab.

Der Ablauf des Gerichtsverfahrens und das Urteil selbst sind heftig umstritten. 

5. Januar 1927 – Das Landgericht München I hebt die einstweilige Verfügung wieder auf

München * Das Landgericht München I hebt in der Widerspruchsverhandlung die einstweilige

Verfügung wieder auf, die Hermann Haller gegen das Valentin-Karlstadt-Bühnenstück „Im

Senderaum“ am 21. Dezember 1926 erwirkt hatte.     Theaterdirektor Hermann Haller zieht nach

dieser Niederlage vor das Oberlandesgericht München. Und nachdem er auch dort nicht zu

seinem Recht kommt, zieht er vor das Reichsgericht in Leipzig. 

18. April 1928 – Das Reichsgericht in Leipzig beendet den Plagiats-Rechtsstreit
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Leipzig * Das Reichsgericht&nbsp;in Leipzig beendet einen Rechtsstreit in letzter Instanz, in dem

es um Plagiatsvorwürfe gegen Karl Valentin geht.&nbsp;Der Prozess dauert bereits eineinhalb

Jahre und ist vom Berliner Theaterdirektor vom „Admiralspalast“, Hermann Haller, mit

außergewöhnlicher Heftigkeit&nbsp;durch drei Instanzen durchgepeitscht worden.&nbsp;Vom

Landgericht München I&nbsp;über das Oberlandesgericht München&nbsp;bis hinauf zum

Reichsgericht&nbsp;in Leipzig.    Hermann Haller hat den Direktor des Deutschen

Theaters&nbsp;in München, Hans Gruß, verklagt, weil er das Valentin-Bühnenstück „Im

Senderaum“ aufführte und verlangt dafür Schadensersatz. Der Kläger behauptet, dass Karl

Valentin sein Bühnenstück „Im Senderaum“ aus dem Sketch „Hinter den Kulissen des

Rundfunks“ von Roland Jeans aus Hermann Hellers Revue „An und Aus“ geklaut hätte.    Das

höchste deutsche Gericht kommt jedoch zur Auffassung, dass sich Valentins Werk grundlegend

vom Sketch von Roland Jeans unterscheidet und es sich dabei um zwei völlig eigenständige

Arbeiten handelt.&nbsp;Der Plagiatsvorwurf gegenüber Karl Valentin und alle sonstigen

Beschuldigungen werden vom Gericht als völlig haltlos zurückgewiesen.    In der

Urteilsbegründung heißt es: Der Vergleich der beiden Stücke „beweise auf das bündigste, dass

Karl Valentin nicht das vorbestehende Bühnenstück von Roland Jeans nachgeschrieben, sondern

etwas völlig anderes eigenschöpferisch neu geschaffen habe“.    Damit stellt das

Reichsgericht&nbsp;auch fest, dass Valentin gar nicht in der Lage ist, „etwas Vorgegebenes

nachzumachen, gar nachzuschreiben oder auch nur nachzuspielen“.&nbsp;

18. Mai 2017 – Architekt Stephan Braunfels zieht vors Oberlandesgericht

München - München-Berg am Laim * Der Berliner Architekt Stephan Braunfels gibt nicht auf und

will mit einer Klage beim Oberlandesgericht durchsetzen, doch noch am Wettbewerb um den

neuen Konzertsaal des Freistaates Bayern im Werksviertel teilnehmen zu dürfen. 

10. August 2017 – Die Beschwerde des Architekten Stephan Braunfels wird zurückgewiesen

München - München-Berg am Laim * Der Vergabesenat des Oberlandesgerichts weist die

Beschwerde des Berliner Architekten Stephan Braunfels gegen die Auswahl der Teilnehmer am

Architekten-Wettbewerb zurück.  Jetzt soll alles ganz schnell gehen:    Ende Oktober, Anfang

November soll eine Jury den Siegerentwurf für das neue Münchner Konzerthaus küren,  im

Frühsommer 2018 sollen die Bauarbeiten auf dem Werksviertel beginnen. 

15. September 2018 – Das Bayerische Oberlandesgericht wird wieder gegründet
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München * Das Bayerische Oberlandesgericht - BayObLG, das im Jahr 2006 vom damaligen

Ministerpräsident Edmund Stoiber aufgelöst worden war, wird wieder gegründet. 
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